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1. Auftrag und Durchführung 
 

 

Tz 1 In der 2. Sitzung des Universitätsrates im Studienjahr 2003/04 an der Kunstuniversität 

Linz am Freitag, dem 5.12.2003 erteilte uns der Universitätsrat der 

 

Kunstuniversität Linz 

Universität für künstlerische und industrielle Gestaltung, 

Linz 
(im Folgenden kurz "Universität" genannt), 

 

 den Auftrag die Eröffnungsbilanz zum 1.1.2004 unter Einschluss der Angaben und Er-

läuterungen sowie der Buchführung zu prüfen. Die vorliegende Eröffnungsbilanz zum 

1.1.2004 unter Einschluss der Angaben und Erläuterungen wurde erstmals nach handels-

rechtlichen Grundsätzen entsprechend § 16 UG 2002 sowie § 15 UnivReVo aufgestellt. 

 

  Wir führten die Prüfung im April 2004 in den Räumen der Kunstuniversität Linz in Linz 

durch. 

 

2 Für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrages ist Herr Mag. Johann-Josef Essl, 

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, verantwortlich. 

 

3 Als Unterlagen für unsere Prüfung dienten die Bücher, Schriften und sonstigen Auf-

zeichnungen der Gesellschaft. Die von uns benötigten zusätzlichen Aufklärungen und 

Nachweise wurden seitens des Rektorates der Universität und den uns benannten Sach-

bearbeitern in bereitwilliger und erschöpfender Form gegeben. 

 

4 Die Prüfung ist gemäß § 16 UG 2002 iVm § 15 UnivReVo eine Pflichtprüfung. Die in 

§ 14 UnivReVo aufgestellten Grundsätze wurden bei der Durchführung der Prüfung be-

achtet. 
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5 Wir haben den Prüfungsbericht durch Analysen der Vermögenslage erweitert.  

 

6 Grundlage für unsere Prüfung waren die mit der Universität vereinbarten, vom Institut 

österreichischer Wirtschaftsprüfer herausgegebenen "Allgemeinen Auftragsbedingungen 

für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB)" und die "Besonderen Auftragsbedingungen der 

KPMG Alpen-Treuhand GmbH hinsichtlich der Kommunikation mittels Elektronischer 

Datenübertragung" (Beilage II). 

 

7 Bei unserer Prüfung haben wir die in Österreich berufsüblichen Grundsätze ordnungs-

gemäßer Durchführung von Abschlussprüfungen beachtet; die Prüfung erstreckte 

sich nicht auf Bereiche, die üblicherweise den Gegenstand von Sonderprüfungen bilden. 

Weiters haben wir auftragsgemäß auch keine Gebarungsprüfung vorgenommen. 

 

 Gegenstand unserer Prüfung war die gemäß § 16 UG 2002 nach handelsrechtlichen 

Grundsätzen unter sinngemäßer Anwendung des ersten Abschnitts des dritten Buches 

des Handelsgesetzbuches (§§ 189 bis 216 HGB) sowie unter Berücksichtigung der ge-

mäß § 16 Abs 2 UG 2002 erlassenen Verordnung der Bundesministerin für Bildung, Wis-

senschaft und Kultur über den Rechnungsabschluss der Universitäten (UnivReVo) er-

stellte Eröffnungsbilanz zum 1.1.2004 unter Einschluss der Angaben und Erläuterungen. 

 

 Für die Gliederung der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2004 ist der § 1 UnivReVo heranzu-

ziehen. Die Angaben und Erläuterungen zur Eröffnungsbilanz zum 1.1.2004 richten sich 

vor allem nach den §§ 11ff UnivReVo. 

 

8 Von der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung haben wir uns durch stichprobenweise 

durchgeführte Belegprüfung überzeugt. Art und Umfang unserer Prüfungshandlungen 

haben wir in unseren Arbeitspapieren festgehalten. 

 

9 Die Mitglieder des Rektorats bestätigten uns die Vollständigkeit der Eröffnungsbilanz 

zum 1.1.2004 sowie der Angaben und Erläuterungen schriftlich. 
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2. Rechtliche, steuerliche und wirtschaftliche Verhältnisse 
 

 

2.1. Rechtliche Verhältnisse 
 

10 Gemäß § 1 UG 2002 sind die Universitäten Bildungseinrichtungen des öffentlichen 

Rechts, die in Forschung und in forschungsgeleiteter akademische Lehre auf die Hervor-

bringung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie auf die Erschließung neuer Zu-

gänge zu den Künsten ausgerichtet sind. Um den sich ständig wandelnden Erfordernis-

sen organisatorisch, studien- und personalrechtlich Rechnung zu tragen, konstituieren 

sich die Universitäten und ihre Organe in größtmöglicher Autonomie und Selbstverwal-

tung.  

 

11 Die Universität ist gemäß § 4 UG 2002 eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts. 

 

12 Eine Einreichung zum Firmenbuch sowie die Veröffentlichung in der Wiener Zeitung ist 

im UG 2002 nicht vorgesehen. Gemäß § 20 Abs 6 UG 2002 hat jede Universität ein Mit-

teilungsblatt herauszugeben und im Internet auf der Homepage der Universität öffentlich 

zugänglich zu machen. Im Mitteilungsblatt sind insbesondere kundzumachen:  

 

- Satzung, Entwicklungsplan und Organisationsplan einschließlich der Personalzuord-

nung; 

- Eröffnungsbilanz sowie Leistungsvereinbarung, Rechnungsabschluss, Leistungsbe-

richt und Wissensbilanz; 

- Verordnungen und Geschäftsordnungen von Organen sowie Richtlinien der Leitungs-

organe; 

- Curricula; 

- Von der Universität zu verleihende akademische Grade sowie Bezeichnungen für die 

Absolventen von Universitätslehrgängen; 

- Mitteilungen an die Studierenden sowie sonstige Verlautbarungen von allgemeinem 

Interesse; 

- Ausschreibungen und Ergebnisse von Wahlen sowie Ausschreibungen von Stellen 

und Leitungsfunktionen; 

- Mitglieder der Leitungsorgane; 
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- Verleihung von Lehrbefugnissen sowie Berechtigungen und erteilte Bevollmächtigun-

gen; 

- Verwendung der Studienbeiträge. 

 

13 Der Sitz der Universität ist Linz. 

 

14 Ziele, leitende Grundsätze und Aufgaben der Universitäten sind in den §§ 1 ff UG 2002 

geregelt:  

 

- Die Universitäten sind gemäß § 1 UG 2002 berufen, der wissenschaftlichen Forschung 

und Lehre, der Entwicklung und der Erschließung der Künste sowie der Lehre der 

Kunst zu dienen und hiedurch auch verantwortlich zur Lösung der Probleme des Men-

schen sowie zur gedeihlichen Entwicklung der Gesellschaft und der natürlichen Um-

welt beizutragen. Im gemeinsamen Wirken von Lehrenden und Studierenden wird in 

einer aufgeklärten Wissensgesellschaft das Streben nach Bildung und Autonomie des 

Individuums durch Wissenschaft vollzogen. Die Förderung des wissenschaftlichen 

Nachwuchses geht mit der Erarbeitung von Fähigkeiten und Qualifikationen sowohl im 

Bereich der wissenschaftlichen und künstlerischen Inhalte als auch im Bereich der 

methodischen Fertigkeiten mit dem Ziel einher, zur Bewältigung der gesellschaftlichen 

Herausforderungen in einer sich wandelnden humanen und geschlechtergerechten 

Gesellschaft beizutragen.  

 

- Die leitenden Grundsätze für die Universitäten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben sind 

gemäß § 2 UG 2002:  

 

1. Freiheit der Wissenschaften und ihrer Lehre und Freiheit des wissenschaftlichen 

und des künstlerischen Schaffens, der Vermittlung von Kunst und ihrer Lehre; 

2. Verbindung von Forschung und Lehre, Verbindung der Entwicklung und Erschlie-

ßung der Künste und ihrer Lehre sowie Verbindung von Wissenschaft und Kunst; 

3. Vielfalt wissenschaftlicher und künstlerischer Theorien, Methoden und Lehrmei-

nungen; 

4. Lernfreiheit; 

5. Berücksichtigung der Erfordernisse der Berufszugänge; 

6. Mitsprache der Studierenden, insbesondere bei Studienangelegenheiten, bei der 

Qualitätssicherung der Lehre und der Verwendung der Studienbeiträge; 
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7. nationale und internationale Mobilität der Studierenden, der Absolventen sowie 

des wissenschaftlichen und künstlerischen Universitätspersonals; 

8. Zusammenwirken der Universitätsangehörigen; 

9. Gleichstellung von Frauen und Männern; 

10. soziale Chancengleichheit; 

11. besondere Berücksichtigung der Erfordernisse von behinderten Menschen; 

12. Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit der Gebarung. 

 

- Gemäß § 3 UG 2002 erfüllen die Universitäten im Rahmen ihres Wirkungsbereichs 

folgende Aufgaben:  

 

1. Entwicklung der Wissenschaften (Forschung und Lehre), Entwicklung und Er-

schließung der Kunst sowie Lehre der Kunst; 

2. Bildung durch Wissenschaft und durch die Entwicklung und Erschließung der 

Künste; 

3. wissenschaftliche, künstlerische, künstlerisch-pädagogische und künstlerisch-wis-

senschaftliche Berufsvorbildung, Qualifizierung für berufliche Tätigkeiten, die eine 

Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden erfordern, sowie Aus-

bildung der künstlerischen und wissenschaftlichen Fähigkeiten bis zur höchsten 

Stufe; 

4. Heranbildung und Förderung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nach-

wuchses; 

5. Weiterbildung, insbesondere der Absolventen von Universitäten; 

6. Koordinierung der wissenschaftlichen Forschung (Entwicklung und Erschließung 

der Künste) und der Lehre innerhalb der Universität; 

7. Unterstützung der nationalen und internationalen Zusammenarbeit im Bereich der 

wissenschaftlichen Forschung und Lehre sowie der Kunst; 

8. Unterstützung der Nutzung und Umsetzung ihrer Forschungsergebnisse in der 

Praxis und Unterstützung der gesellschaftlichen Einbindung von Ergebnissen der 

Entwicklung und Erschließung der Künste; 

9. Gleichstellung von Frauen und Männern und Frauenförderung; 

10. Pflege der Kontakte zu den Absolventen; 

11. Information der Öffentlichkeit über die Erfüllung der Aufgaben der Universitäten. 
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15 Das Rechnungsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Als Grundlage für den ersten Rech-

nungsabschluss hat gemäß § 15 UnivReVo eine Aufstellung des Vermögens und der 

Schulden zum 1.1.2004 zu erfolgen (Eröffnungsbilanz). 

 

16 Die obersten Organe der Universität sind der Universitätsrat, das Rektorat, der Rektor 

und der Senat. Die Mitgliedschaft in mehr als einem der obersten Organe der Universität 

ist unzulässig. Die Aufgaben der obersten Organe sind in den §§ 21ff UG 2002 geregelt. 

 

17 Zum Zeitpunkt unserer Prüfung waren folgende Personen Mitglieder des Universitäts-

rates der Universität: 

  

 Herr Dr. Paul   S t e p a n e k  

 Herr Mag. Siegbert   J a n k o 

 Herr Prof. Valie   E x p o r t  

 Frau Dr. Ingried   B r u g g e r   

 Frau Dr. Elisabeth   O c h s n e r   

 Herr Dr. Peter   W e i ß   

 Herr Thomas   J o z s e f f i   

 

18 Das Rektorat leitet die Universität und vertritt diese nach außen. Es hat alle Aufgaben 

wahrzunehmen, die durch das UG 2002 nicht einem anderen Organ zugewiesen sind. 

Zum Zeitpunkt der Prüfung setzt sich das Rektorat wie folgt zusammen: 

  

 Herr Univ. Prof. Dr. Reinhard   K a n n o n i e r   (Rektor) 

 Herr O. Univ. Prof. Mag.art. Gerhard   H i k i s c h   (Vizerektor) 

 Frau Hofrätin Dr.iur. Christine   W i n d s t e i g e r   (Vizerektor) 

 Frau VAss. Mag.art. Rainer   Z e n d r o n   (Vizerektor) 

 

19 Die Universitäten unterliegen gemäß den §§ 9 und 45 UG 2002 der Aufsicht des Bun-

des. Diese umfasst die Aufsicht über die Einhaltung der Gesetze und Verordnungen eins-

chließlich der Satzung (Rechtsaufsicht). Die vom Rektorat zur führende Gebarung der 

Universität Wien unterliegt gemäß § 15 UG 2002 der Prüfung durch den Rechnungshof. 

 



 kpmg 

7 

20 Das Eigenkapital der Universität beträgt zum 1.1.2004 EUR 1.252.902,88; das Eigenka-

pital entspricht dem Saldo aus den im Zuge der Erstellung der Eröffnungsbilanz zum 

1.1.2004 ermittelten Vermögensgegenstände und Schulden. 

  

 

2.2. Steuerliche Verhältnisse 
 

 

21 Gemäß §18 Abs 2 UG 2002 finden alle dem Bund auf Grund bundesgesetzlicher Bestim-

mungen eingeräumten abgaben- und gebührenrechtlichen Begünstigungen auch auf die 

Universitäten Anwendung, soweit diese in Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben tätig 

werden. 

 

 Nach § 4 UG 2002 sind die Universitäten juristische Personen des öffentlichen Rechts. 

  

 Als inländische Körperschaft des öffentlichen Rechts ist die Universität gemäß § 1 Abs 3 

Z 2 KStG mit ihren Einkünften im Sinne des § 21 Abs 2 und 3 KStG (Einkünfte, bei denen 

die Steuer durch Steuerabzug erhoben werden) beschränkt steuerpflichtig. 

 

22 Die Universität wird ab dem 1.1. 2004 beim Finanzamt Linz, unter der Steuernum-

mer 061/5156, veranlagt. 

 

 Entsprechend den Schreiben vom 14.10.2003 und 31.12.2003 des Finanzamtes Linz 

sind ab dem 1.1.2004 auf dieser Steuernummer alle von der zu diesem Zeitpunkt neu 

entstandenen Körperschaft des öffentlichen Rechts "Kunstuniversität - Universität für in-

dustrielle und industrielle Gestaltung" zu entrichtenden Abgaben einzuzahlen. 

 

 Umsatzsteuerlich sind die Leistungen der Universität dem Hoheitsbereich des Bundes 

zuzuordnen. Demgemäß sind die Umsätze der Universitäten gemäß § 2 USt 4 nicht 

steuerbar, soweit durch die Abwicklung der Leistungen (zB möglich im Drittmittelbereich) 

kein Betrieb gewerblicher Art begründet wird. 
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2.3. Wirtschaftliche Verhältnisse 
 

 

2.3.1. Überblick 
 

23 1947 wurde die Kunstschule der Stadt Linz als Signal zu Abgrenzung von der vorange-

gangenen nationalsozialistischen Kunstpolitik und explizit als geistiger und praktischer 

Ort der Anknüpfung an die Weimarer Bauhaus-Ideen der 20er und 30er Jahre gegründet. 

Die heutige Universität für künstlerische und industrielle Gestaltung Linz wurde 1973 zur 

Hochschule erhoben und erhielt ihren Universitätsrang im Jahr 2000. 

 

 Drei Schwerpunkte bilden die Basis für Forschung und Lehre: 

 

 Intermedialität, Raumstrategien und künstlerisch-wissenschaftliche Forschung. 

 

 An der Universität studierten im Wintersemester 2003/04 774 Studenten. 

 

 Die Universität untergliedert sich in vier verschiedene Institute: 

 

 - das Institut für Kunst und Gestaltung, 

 - das Institut für Medien, 

 - das Institut für Raum und Design und  

 - das Institut für Bildende Kunst und Kulturwissenschaften. 

 

 Folgende Studienrichtungen werden angeboten: 

 

 Bildende Kunst, Bildnerische Erziehung, Keramik, Textil/Kunst & Design, Textiles Gestal-

ten, Mediengestaltung, Architektur, Industrial Design, Raum- & Designstrategien, Werker-

ziehung, Doktoratsstudium der Naturwissenschaften, Doktoratsstudium der Philosophie. 
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24 Der Personalstand zum Eröffnungsbilanzstichtag 1.1.2004 zeigt folgende Zusammen-

setzung: 

 

 Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren 20 

 Wissenschaftliche und künstlerische  
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  

im Forschungs-, Kunst- und Lehrbetrieb 
(einschließlich der Universitätsdozentinnen 

 und Universitätsdozenten) 47 

 Allgemeines Universitätspersonal 61 

 Privatdozentinnen und Privatdozenten  0 

  128 

 

 

2.3.2. Wesentliche langfristige Verträge und Verpflichtungen 
 

25 Die Universität ist verschiedene langfristige Mietverträge eingegangen. Die wesentlichen 

Mietverträge haben folgende Vertragsinhalte: 

 

- Anmietung Betriebs- und Geschäftsräume Art&Tek Forschungsinstitut mit Immorent 

Immobilienmanagement GmbH auf unbestimmte Zeit, 

- Anmietung Betriebs- und Geschäftsräume ATW mit den Austria Tabak Werken auf un-

bestimmte Zeit, 

- Anmietung Betriebs- und Geschäftsräume Hauptplatz und in Urfahr mit der Immobi-

lienmanagementgesellschaft des Bundes mbH auf unbestimmte Zeit und 

 - Wohnung Reindlstraße mit Frau Helga Koch auf unbestimmte Zeit. 

 

 Die Universität besitzt verschiedene langfristige Leasingverträge. Sie wurden abge-

schlossen über folgenden Gegenstand: 

 

- Kopierer PBH Art & Tek mit Canon bis zum 1.11.2006 

- Linux Server inklusive Zubehör und Dienstleistungen mit der HP Financial Services 

Company bis zum 1.9.2006 

- UVS-Anlage einschließlich Zubehör und Montage mit Leasfinanz auf unbestimmte 

Zeit. 
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2.3.3. Übertragung von Rechten und Vermögen 
 

 

Liegenschaften, Bauwerke und Räumlichkeiten 
 

26 Gemäß § 137 UG 2002 gehen die Mietrechte an den vom Bund, einer Universität oder 

einer teilrechtsfähigen Organisationseinheit einer Universität angemieteten Liegenschaf-

ten, Bauwerken und Räumlichkeiten mit dem Tag des vollen Wirksamwerdens des 

UG 2002 an der Universität (Stichtag) unter Ausschluss der Rechtsfolgen der §§ 12a und 

46a Mietrechtsgesetzes im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die am Tag vor dem 

Stichtag nutzende Universität oder Medizinische Fakultät über.  

 

Zu diesem Stichtag tritt die Universität auch als Verpächterin oder Leihgeberin an Stelle 

des Bundes in die bestehenden Pacht- und Leihverträge ein. 

 

 

 Übertragung der im Eigentum des Bundes 
 stehenden Mobilien auf die Universitäten 

  

 Das Eigentumsrecht an dem beweglichen Vermögen des Bundes, das am Tag vor dem 

vollen Wirksamwerden des UG 2002 den Universitäten und Universitäten der Künste zur 

Nutzung überlassen ist, geht gemäß § 139 UG 2002 einschließlich aller zugehörenden 

Rechte und Rechtsverhältnisse, Forderungen und Schulden mit dem folgenden Tag 

(Stichtag) im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die nutzende Universität über. Die 

Gesamtrechtsnachfolge ist im Mitteilungsblatt der Universität kundzumachen.  

  

 Abweichend davon verbleiben die Bestände der Universitätsbibliotheken, die aus ge-

schichtlichem, künstlerischem und sonstigem kulturellen oder wissenschaftlichen Zusam-

menhang ein Ganzes bilden, im Eigentum des Bundes. Weiters verbleiben die Mobilien 

im Eigentum des Bundes, die einzelnen Universitäten insbesondere zu Zwecken der Re-

präsentation oder zur künstlerischen Ausgestaltung teilweise vorübergehend zur Nutzung 

überlassen worden sind. 
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 Übertragung der im Eigentum teilrechtsfähiger 
 Einrichtungen der Universitäten und Universitäten 
 der Künste stehenden Immobilien, Mobilien und 
 Rechte auf die Universitäten 

 

 Das Eigentumsrecht am beweglichen und unbeweglichen Vermögen der teilrechtsfähigen 

Einrichtungen der Universitäten und Universitäten der Künste geht einschließlich aller 

zugehörigen Rechte und Rechtsverhältnisse, Forderungen und Schulden mit dem Tag 

des vollen Wirksamwerden des UG 2002 an der betreffenden Universität im Wege der 

Gesamtrechtsnachfolge auf die jeweilige Universität über (§ 140 UG 2002).  

 

 Die Universitäten haben dafür zu sorgen, dass bestehenden Auflagen, Bedingungen und 

Widmungen bestmöglich entsprochen wird. Eine interne personenbezogene Drittmittel-

Zuweisung des damit verbundenen Vermögenswertes ist dadurch nicht ausgeschlossen. 

 

 

 

2.3.4. Überleitung des Personals 
 

27 Für den Bereich jeder Universität wird gemäß § 125 UG 2002 ein "Amt der Universität" 

eingerichtet, das dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur unmittelbar 

nachgeordnet ist und vom Rektor der Universität geleitet wird. Das "Amt der Universität" 

ist Dienstbehörde erster Instanz. 

  

 Beamte, die am Tag vor der vollen Wirksamkeit des UG 2002 an der Universität im Plan-

stellenbereich Universitäten oder Universitäten der Künste ernannt sind, gehören ab dem 

auf diesen Zeitpunkt folgenden Tag (Stichtag) für die Dauer ihres Dienststandes dem Amt 

jener Universität an, deren Aufgaben sie überwiegend besorgt haben, und sind dieser 

Universität zur dauernden Dienstleistung zugewiesen, solange sie nicht zu einer anderen 

Bundesdienststelle versetzt werden.  

  

 Beamte, die in einem anderen Planstellenbereich ernannt und der Universität zur Dienst-

leistung zugewiesen sind, gelten bei entsprechendem Bedarf ab dem Stichtag weiterhin 

der Universität zur Dienstleistung zugewiesen. 
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 Im Planstellenbereich Universitäten oder Universitäten der Künste ernannte bzw zur 

Dienstleistung zugewiesene Beamte und in einem definitiven Bundesdienstverhältnis 

stehende Beamte sind den Arbeitnehmern der Universität in einem unbefristeten Arbeits-

verhältnis organisationsrechtlich gleichgestellt.  

 

 Dem "Amt der Universität" zugewiesen Beamte in einem definitiven Dienstverhältnis 

(§ 125 Abs 8 UG 2002) bzw die sich zum Stichtag in einem provisorischen Dienstverhält-

nis befinden (§ 125 Abs 9 UG 2002), haben, wenn sie innerhalb von drei Jahren ab dem 

Stichtag bzw ab ihrer Definitivstellung ihren Austritt aus dem Bundesdienst erklären, mit 

Wirksamkeit von dem auf den Austritt folgenden Monatsersten Anspruch auf Aufnahme in 

ein Arbeitsverhältnis zur betreffenden Universität zu den zu diesem Zeitpunkt für neu ein-

tretende Arbeitnehmer geltenden Bestimmungen.  

 

 Bedienstete des Bundes (Vertragsbedienstete des Bundes), die am Tag vor der vollen 

Wirksamkeit des UG 2002 an der Universität zu Lasten einer Planstelle der Planstellen-

bereiche Universitäten oder Universitäten der Künste in einem vertraglichen Dienstver-

hältnis stehen, werden mit dem folgenden Tag (Stichtag) Arbeitnehmer jener Universität, 

deren Aufgaben sie überwiegend besorgt haben.  

 

 Die Universität setzt die Rechte und Pflichten des Bundes gegenüber diesen Arbeitneh-

mern fort. Das VBG gilt hinsichtlich der ihm zum Stichtag unterliegenden Arbeitnehmer 

als Inhalt des Arbeitsvertrages mit der Universität. 

 

 Vertragsbedienstete des Bundes können gemäß § 126 Abs 5 innerhalb von drei Jahren 

nach dem Wirksamwerden des für neu eintretende Arbeitnehmer abgeschlossenen Kol-

lektivvertrages ihre Bereitschaft zum Übertritt in diesen Kollektivvertrag erklären. Ihre Ar-

beitsverhältnisse sind mit Wirksamkeit des auf die Erklärung folgenden Monatsersten ent-

sprechend anzupassen. 

 

 Angestellte, die am Tag vor dem vollen Wirksamwerden des UG 2002 an der Universität 

in einem Arbeitsverhältnis zu einer teilrechtsfähigen Einrichtung der Universität 

stehen, werden gemäß § 134 UG 2002 mit dem folgenden Tag (Stichtag) Arbeitnehmer 

dieser Universität. Ab diesem Zeitpunkt setzt die Universität als Arbeitgeberin die Rechte 

und Pflichten der teilrechtsfähigen Einrichtung der Universität fort. Ein im Rahmen der 

Teilrechtsfähigkeit befristet abgeschlossenes Arbeitsverhältnis endet mit Zeitablauf. 
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2.3.5. Finanzierung und Leistungsvereinbarung 
 

 

Universitätsfinanzierung aus Bundesmitteln 
 

28 Die Universitäten sind gemäß § 12 UG 2002 vom Bund zu finanzieren. Dabei sind die fi-

nanziellen Leistungsmöglichkeiten des Bundes, seine Anforderungen an die Universitä-

ten und die Aufgabenerfüllung der Universitäten zu berücksichtigen. 

 

 Der für eine Leistungsvereinbarungsperiode von jeweils drei Jahren zur Finanzierung der 

Universitäten zur Verfügung stehende Gesamtbetrag ist vom Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzu-

setzen.  

 

 Dieser Betrag erhöht sich gemäß § 12 Abs 3 UG 2002 um die in den einzelnen Jahren 

der jeweiligen Leistungsvereinbarungsperiode anfallenden Aufwendungen der Universi-

täten aus den allgemeinen Bezugserhöhungen für das am Tag vor dem vollen Wirksam-

werden des UG 2002 an den Universitäten vorhandene Bundespersonal, soweit es in 

diesem Zeitraum in einem Arbeitsverhältnis zur Universität oder in einem Bundesdienst-

verhältnis, in einem besonderen öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis oder Ausbildungs-

verhältnis zum Bund steht und der Universität zugewiesen ist. 

 

 Der zur Verfügung stehende Gesamtbetrag einschließlich der Erhöhung gemäß § 12 

Abs 3 UG 2002 wird auf einen Teilbetrag für die Grundbudgets gemäß § 13 UG 2002 und 

einen Teilbetrag für die formelgebundenen Budgets gemäß § 12 Abs 8 UG 2002 aufge-

teilt. 

 

 Die Universitäten können im Rahmen ihrer Aufgaben und der Leistungsvereinbarungen 

frei über den Einsatz des jeweiligen Grundbudgets und des jeweiligen formelgebundenen 

Budgets verfügen. 
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 Der Teilbetrag für die formelgebundenen Budgets beträgt 20 % des zur Verfügung 

stehenden Gesamtbetrages (§ 12 Abs 2 und 3 UG 2002). Die auf die einzelnen Universit-

äten entfallenden Anteile werden anhand von qualitäts- und quantitätsbezogenen Indika-

toren bemessen. Diese beziehen sich auf die Bereiche Lehre, Forschung oder Entwick-

lung und Erschließung der Künste sowie gesellschaftliche Zielsetzungen. 

 

 Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur hat im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Finanzen nach Anhörung der Universitäten diese Indikatoren und die 

Art der Berechnung der formelgebundenen Budgets bis 31. Dezember 2005 durch Ver-

ordnung festzusetzen. 

 

 Einnahmen aus Drittmitteln und Erträge, die Universitäten aus Veranlagungen erzielen, 

sind auszuweisen. Sie verbleiben in der Verfügung der Universitäten und reduzieren nicht 

die Höhe der staatlichen Zuweisungen.  

 

 Gemäß §141 Abs 1 UG 2002 leistet der Bund den Universitäten für die Aufwendungen, 

die ihnen in Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 3 UG 2002 entstehen, ab dem 1.1.2004 

für die Jahre 2004 bis 2006 einen jährlichen Globalbetrag in Höhe von 1.660,9 Mio EUR. 

Für die folgenden Jahre bemisst sich das Budget der Universität gemäß der jeweiligen 

Leistungsvereinbarung. 

 

 Der Betrag gemäß §141 Abs 1 UG 2002 erhöht sich gemäß Abs 2 jeweils um die im 

betreffenden Jahr anfallenden Aufwendungen der Universitäten aus: 

 

1. Bezugserhöhungen der Beamten, Vertragsbediensteten und der Personen, die von 

ihrem Optionsrecht (§ 125 Abs 8 oder 9, § 126 Abs 5 oder 7 UG 2002) Gebrauch 

machen; 

2. Mietaufwendungen aus bis 28. Februar 2002 abgeschlossenen Verträgen mit der 

BIG, die ab 2003 finanziell wirksam werden, für das Jahr 2004 um 5,2 Mio EUR und 

für die Jahre 2005 und 2006 um jeweils 6,2 Mio EUR; 

3. den finanziellen Verpflichtungen aus bestehenden Vereinbarungen im Rahmen der 

Hochschulraumbeschaffung für bestimmte Objekte. 
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 Zusätzlich zu den Leistungen des Bundes gemäß §141 Abs 1 und Abs 2 UG 2002 wird 

den Universitäten für das Jahr 2004 einmalig ein Betrag in Höhe von 11,0 Mio EUR und 

ab diesem Jahr ein jährlicher Betrag von 4,0 Mio EUR zur Finanzierung der durch die  

Implementierung des UG 2002 verursachten Aufwendungen zur Verfügung gestellt. 

  

 Zur Finanzierung von Anreizen für die erfolgreiche Umstrukturierung der Organisation 

und des Studienbereichs der Universitäten im Sinne der Profilentwicklung werden vom 

Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur im Einvernehmen mit dem Bundes-

minister für Finanzen vom Globalbudget jeder Universität für das Jahr 2005 0,4 % und für 

das Jahr 2006 0,8 % einbehalten. 

  

 Den Universitäten sind mit dem Zeitpunkt des vollen Wirksamwerden des UG 2002 die je-

weils bestehenden Rücklagen gemäß § 53 Abs 2 BHG zur Verfügung zu stellen. Dies gilt 

auch für veranlagte Mittel. 

  

 

 Leistungsvereinbarung 
 

 Die Leistungsvereinbarung ist gemäß § 13 UG 2002 ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der 

zwischen den einzelnen Universitäten und dem Bund im Rahmen der Gesetze für jeweils 

drei Jahre abzuschließen ist. Inhalt der Leistungsvereinbarung ist insbesondere: 

 

– die von der Universität zu erbringenden Leistungen, die entsprechend den Zielen, lei-

tenden Grundsätzen und Aufgaben der Universität für bestimmte Bereiche festzu-

legen sind; 

– die Leistungsverpflichtung des Bundes: Zuteilung des Grundbudgets, unter Berück-

sichtigung der Kriterien für das Grundbudget; 

– Inhalt, Ausmaß und Umfang der Ziele sowie Zeitpunkt der Zielerreichung; 

– Aufteilung der Zuweisung des Grundbudgets auf das Budgetjahr; 

– Maßnahmen im Falle der Nichterfüllung der Leistungsvereinbarung; 

– Berichtswesen und Rechnungslegung.  
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 Das Grundbudget wird als Grundfinanzierung auf Basis der Leistungsvereinbarung fest-

gelegt. Ausgangspunkt für die Verhandlung und für die Bemessung des Grundbudgets 

sind die vier Kriterien Bedarf, Nachfrage, Leistung und gesellschaftliche Zielsetzung, die 

unter Bedachtnahmen auf die §§ 2 und 3 UG 2002 (vergleiche Tz 14) in der Leistungs-

vereinbarung zu konkretisieren sind. 

 

 

2.3.6. Forschungsförderung, Auftragsforschung und Vollmachten 
 

 

 Forschungsförderung und Auftragsforschung 
 

29 Die Angehörigen des wissenschaftlichen und künstlerischen Universitätspersonals sind 

gemäß § 26 UG 2002 berechtigt, in ihrem Fach Forschungsvorhaben oder künstlerische 

Arbeiten an der Universität durchzuführen, die nicht aus dem Budget der Universität, son-

dern aus Forschungsaufträgen Dritter, aus Mitteln der Forschungsförderung oder aus an-

deren Zuwendungen Dritter finanziert werden. Die Durchführung solcher Vorhaben zählt 

zur Universitätsforschung. 

 

 Voraussetzung für die Durchführung eines Vorhabens gemäß § 26 Abs 1 UG 2002 an 

der Universität ist, dass die Erfüllung der Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis, die Er-

füllung der Aufgaben der betreffenden Organisationseinheit der Universität in der For-

schung oder in der Entwicklung und Erschließung der Künste sowie im Lehrbetrieb als 

auch die Rechte und Pflichten anderer Universitätsangehöriger nicht beeinträchtigt wer-

den. 

 

 Für die Inanspruchnahme von Personal und Sachmitteln der Universität zur Durchfüh-

rung von Forschungsaufträgen oder künstlerischen Arbeiten im Auftrag Dritter ist 

voller Kostenersatz an die Universität zu leisten. Über die Verwendung dieses Kostener-

satzes entscheidet das Rektorat. 

 

 Gemäß § 26 Abs 5 UG  2002 sind die Mittel für Forschungsaufträgen oder künstlerischen 

Arbeiten im Auftrag Dritter (§ 26 Abs 1 UG 2002) von der Universität zu verwalten und 

ausschließlich auf Anweisung des Projektleiters zu verwenden. 
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 Mitarbeiter an diesen Forschungsaufträgen oder künstlerischen Arbeiten im Auftrag Drit-

ter sind auf Vorschlag des Universitätsangehörigen, der dieses Vorhaben durchführt, ge-

gen Ersatz der Personalkosten in ein zeitlich befristetes Arbeitsverhältnis zur Universität 

aufzunehmen (§ 26 Abs 6 UG 2002). 

  

 

 Vollmachten 
 

30 Jeder Leiter einer Organisationseinheit ist gemäß § 27 UG 2002 berechtigt, im Namen 

der Universität und im Zusammenhang mit deren Aufgaben: 

 

1. Durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermögen und Rechte zu erwerben; 

2. Förderungen anderer Rechtsträger entgegenzunehmen; 

3. Verträge über die Durchführung wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeiten sowie 

über Untersuchungen und Befundungen im Auftrag Dritter abzuschließen, soweit sie 

der wissenschaftlichen Forschung (Entwicklung und Erschließung der Künste) dienen; 

4 staatlich autorisierte technische Prüf- und Gutachtertätigkeiten durchzuführen, sofern 

die betreffende Universitätseinrichtung als staatlich autorisierte Prüfanstalt anerkannt 

ist; 

5. von Vermögen und Rechten, die aus Rechtsgeschäften gemäß Z 1 bis 4 erworben 

werden, zur Erfüllung der Zwecke der Organisationseinheit Gebrauch zu machen.  

 

 Jeder mit der Erfüllung von Verträgen gemäß § 27 Abs 1 Z 3 UG 2002 verantwortlich be-

traute Universitätsangehörige (Projektleiter) ist zum Abschluss der für die Vertragserfül-

lung erforderlichen Rechtsgeschäfte und zur Verfügung über die Geldmittel im Rahmen 

der Einnahmen aus diesen Verträgen zu ermächtigen. Diese Bevollmächtigungen sind im 

Mitteilungsblatt der Universität zu verlautbaren. 

 

 Für die Inanspruchnahme von Personal und Sachmitteln der Universität zur Durchfüh-

rung von Aufträgen Dritter ist voller Kostenersatz an die Universität zu leisten. Über die 

Verwendung dieses Kostenersatzes entscheidet das Rektorat. 
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 Die der Universität auf Grund von Tätigkeiten gemäß § 27 Abs 1 UG 2002 zufließenden 

Drittmittel sind, sofern keine Zweckwidmung vorliegt, für Zwecke jener Organisationsein-

heiten zu verwenden, der der zeichnungsbefugte Arbeitnehmer der Universität zugeord-

net ist. Zur Erfüllung von Verpflichtungen der Universität auf Grund von Rechtsgeschäf-

ten gemäß § 27 Abs 1 UG 2002 sind zunächst die Mittel heranzuziehen, die für die be-

treffende Organisationseinheit zweckgewidmet sind. 
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3. Rechnungswesen 
 

 

31 An jeder Universität ist gemäß § 16 UG 2002 unter der Verantwortung und Leitung des 

Rektorats ein Rechnungswesen, einschließlich einer Kosten- und Leistungsrechnung, so-

wie ein Berichtswesen einzurichten, die den Aufgaben der Universität entsprechen. Für 

das Rechnungswesen ist der erste Abschnitt des dritten Buches des Handelsgesetz-

buches (§§ 189 bis 216 HGB) sinngemäß anzuwenden. 

32 Gegenstand der Prüfung ist ausschließlich die Ordnungsmäßigkeit der Eröffnungsbilanz 

zum 1.1.2004 unter Einschluss der Angaben und Erläuterungen sowie unter Einbezie-

hung der Buchführung der Universität. 

 

33 Die Bundesrechenzentrum GmbH hat die Universitäten auf deren Verlangen und gegen 

Entgelt bei der Einrichtung, Fortentwicklung und beim Betrieb der IT-Verfahren zu unter-

stützen, die für ein Rechnungswesen gemäß § 16 UG 2002 und eine Personalverwaltung 

gemäß §§ 125ff UG 2002 erforderlich sind. Für die Personalverrechnung der Beamten 

sind die von der Bundesrechenzentrum GmbH betriebenen diesbezüglichen IT-Verfahren 

gemäß § 17 Abs 2 UG 2002 jedenfalls in Anspruch zu nehmen. 

 

34 Die Geschäftsfälle werden durch teils manuell, teils automatisch erstellte Belege erfaßt; 

die Belege werden über eine dezentrale EDV-Anlage mit dem Betriebssystem "Windows 

NT" verarbeitet. Für die Finanz- und Anlagenbuchhaltung ist das System SAP R/3 einge-

richtet. Die Personalverwaltung und Lohnverrechnung erfolgt ebenfalls über SAP-HR und 

zusätzlich über PAV.  

 

 Der Kontenplan ist auf die speziellen Erfordernisse des Universität abgestimmt. Die Er-

öffnungsbilanz konnte aus den Konten unmittelbar abgeleitet werden. 

 

 Die Belege sind nach systematischen und chronologischen Kriterien abgelegt und er-

läutern die Geschäftsfälle ausreichend. 

 

 Die Buchungen erfolgten zeitgerecht und vollständig; sie wurden systematisch richtig zu-

geordnet. 
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4. Ergebnis der Prüfung, Redepflicht und Bestätigungsbericht 
 

 

35 Rechnungswesen 

 

 Bei unseren Prüfungshandlungen stellten wir die Einhaltung der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung im Rahmen der Eröffnungsbilanz zum 1. Jänner 2004 fest. 

 

 

36 Eröffnungsbilanz zum 1.1.2004 unter Einschluss der Angaben und Erläuterungen 

 

 Die Gliederung der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2004 sowie die Bewertung der einzelnen 

Vermögensgegenstände und Schulden erfolgte unter Beachtung der handelsrechtlichen 

Bestimmungen sowie der Bestimmungen der UnivReVo. Erkennbaren Risiken wurde 

durch Abschreibungen, Rückstellungen und Wertberichtigungen ausreichend Rechnung 

getragen.  

 

 Die Angaben und Erläuterungen enhalten alle von der UnivReVo geforderten Angaben. 

 

 

37 Aufklärungen und Nachweise 

 

 Die gesetzlichen Vertreter haben die von uns verlangten Aufklärungen und Nachweise in 

ausreichendem Umfang gegeben. 

 

 

38 Berichterstattung gemäß § 273 Abs 2 HGB 

 

 Bei Wahrnehmung unserer Aufgaben als Prüfer haben wir keine Tatsachen festgestellt, 

die den Bestand der Universität gefährden oder ihre Entwicklung wesentlich beeinträch-

tigen können oder die schwerwiegende Verstöße der Mitglieder des Rektorats gegen Ge-

setz oder Satzung erkennen lassen. 

 

 Berichtspflichtige Vorgänge von besonderer Bedeutung welche Vorjahre betreffen sind 

nach dem Eröffnungsbilanzstichtag nicht eingetreten. 
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I. RECHTLICHE  VERHÄLTNISSE 
 
 
 
 
 
 
 
Rechtsträger: Universität für künstlerische und industrielle Gestaltung in 
 Linz, juristische Person des öffentlichen Rechts gemäß 
 § 4 Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002 (UG  
 2002) 
 
 
 
Sitz: Hauptplatz 8, 4020 Linz 
 
 
 
Gegenstand: Aufgabenerfüllung gemäß § 3 des Universitätsgesetzes 2002 
 
 
 
Universitätsrat (§ 21 UG 2002): Im Berichtsjahr setzte sich der Universitätsrat aus folgenden 
 Mitgliedern zusammen: 
 Prof. Valie Export (Vorsitzende seit 08.04.2003) 
 Generaldirektor Thomas Jozseffi (Stellvertreter d. Vorsitzenden 
 seit 08.04.2003) 
 Dr. Ingried Brugger 
 Mag. Siegbert Janko 
 Dr. Elisabeth Janko 
 Dr. Elisabeth Ochsner 
 Dr. Paul Stepanek 
 Dr. Peter Weiss 
 
 
 
Sitzungen: 1. Sitzung vom 26.03.2003 (Studienjahr 2002/2003) 
 Konstituierenden Sitzung vom 08.04.2003 (Studienjahr 
 2002/2003)  
 2. Sitzung vom 14.05.2003 (Studienjahr 2002/2003) 
 3. Sitzung vom 14.05.2003 (Studienjahr 2002/2003) 

1. Sitzung vom 02.10.2003 (Studienjahr 2003/2004) 
2. Sitzung vom 05.12.2003 (Studienjahr 2003/2004) 
 
 

 
Rektorat (operative Geschäfts- 
führung gemäß § 22 UG 2002: Im Berichtsjahr setzte sich das Rektorat aus folgenden 
 Mitgliedern zusammen: 
 Univ. Prof. Dr. Reinhard Kannonier 
 O.Univ. Prof. Mag.art. Gerhard Hickisch 
 Hofrätin Dr. iur. Christine Windsteiger 
 Univ.Doz.Mag.art. Rainer Zendron 
 
 
 
Geschäftsverteilung: Univ. Prof. Dr. Reinhard Kannonier, Rektor 
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 Univ.Doz.Mag.art. Rainer Zendron, Vizerektor für Studien/Lehre 
Univ. Prof.Mag.art Gerhard Hickisch, Vizerektor für Forschung/ 
künstlerische Entwicklung 
Hofrätin Dr.iur. Christine Windsteiger, Vizerektorin für Zentrale 
Dienste 
 

 
 
 
 
 
 
 
Bilanzstichtag: 31. Dezember 
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II. STEUERLICHE VERHÄLTNISSE 
 
 
 
 
Steuerrechtlicher Status: 
 
 
 
 Allgemein: Die Universität ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts. 
 
 
 
 Körperschaften: Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterliegen die Univer- 
  sitäten nicht den Bestimmungen der Gewerbeordnung 
  1q994(GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 (§18. (1) UG 
  2002). 

An den vollrechtsfähigen Universitäten und deren 
Organisationseinheiten sind wie bisher hoheitliche und privat- 
wirtschaftliche Tätigkeiten untrennbar miteinander verbunden, 
wobei die hoheitlichen Aufgaben überwiegen. Die Definition des 
§ 2 Körperschaftssteuergesetz trifft daher auf Universitäten und  
deren Einrichtungen nicht zu. Einer ausdrücklichen Regelung  
bedarf es nicht (RV 2002). 
 

 
 
 Umsatzsteuer: Die Umsatzsteuer knüpft in § 2 Abs. 3 UstG und die 

körperschaftssteuerliche Einordnung an. Da die Universitäten 
keine Betriebe gewerblicher Art. iSd § 2 KStG sind, unterliegen 
sie auch nicht der Umsatzsteuer. Damit sind sie aber auch nicht 

  vorsteuerabzugsberechtigt. 
 
 
 
 Kommunalsteuer: Auch die Kommunalsteuerpflicht der öffentlich-rechtlichen 
  Körperschaften knüpft an den Begriff des Betriebes 

gewerblicher Art. iSd § 2 KStG. an. Werden Dienstnehmerinnen 
  und Dienstnehmer im Rahmen von Hoheitsbetrieben 

beschäftigt, fällt keine Kommunalsteuerpflicht an. Anderes gilt 
bei einer überwiegend privatwirtschaftlich tätigen Einrichtung. 

  Universitäten sind daher nicht kommunalsteuerpflichtig. 
 
 
 
 Kapitalertragsteuer: Eine KEST-Befreiungserklärung nach § 94 Z 5 EstG wurde 

nicht abgegeben.  
 
 
 
Betriebsfinanzamt: Finanzamt Linz-Referat 05, Hauptplatz 5-6, 4010 Linz 
 
 
 
Steuernummer: 061/5156 
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Steuerlicher Vertretung: Leitner + Leitner Tax 
  GmbH & Co KEG, Steuerberater 
  Ottensheimerstraße 30, 32 und 36 

4040 Linz 
 

 
 
Veranlagungen: Die Körperschaft öffentlichen Rechts ist steuerlich bis  
  einschließlich des Berichtsjahres 2003 veranlagt. 
 
 
 
Abgabenprüfungen: keine 
 
 
 
Gewinnermittlung: § 4 Abs. 1 EstG 
  § 5 EstG (bei Eintragung im Firmenbuch) 
 
 
 
Berichtsjahr: Das Berichtsjahr erstreckt sich über den Zeitraum vom 1. 
  Jänner bis einschließlich 31. Dezember eines jeden Jahres. 
 
 
 
Rechtsmittel: Zum Rechnungsstichtag waren keine wesentlichen Rechtsmittel 
  anhängig. 
 
 
 
Verlustvortrag: Zum 1. Jänner des Berichtsjahres verfügt die Körperschaft 

öffentlichen Rechts über keine steuerlichen Verlustvorträge. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 

   
























































